 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7104844/2014

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den RichterRi in der Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf]-
Adr*** (ber die Beschwerde vom 30. April 2014 gegen die Bescheide des Finanzamtes Wien
4/5/10 vom 21. Februar 2014 betreffend Umsatzsteuer fiir die Jahre 2010 und 2012 sowie
Einkommensteuer fir die Jahre 2010 bis 2012 zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.
Die angefochtenen Bescheide bleiben unverandert.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

1. AuBenpriifung betreffend Umsatz- und Einkommensteuer 2010 bis 2012

Beim Bf. fand betreffend Umsatzsteuer und Einkommensteuer fir die Kalenderjahre 2010-
2012 eine AuBenprifung (§ 147 BAO) statt, die - aufgrund des Verdachts der
Abgabenhinterziehung - in weiterer Folge auf der Grundlage des § 99 FinStrG durchgefiihrt
wurde. In der am 20. Februar 2014 aufgenommenen Niederschrift Gber die
Schlussbesprechung (§ 149 Abs. 1 BAO) und Bericht (iber das Ergebnis der AulRenpriifung (§
150 BAO) hat das Finanzamt nachstehende Feststellungen getroffen:

Tz. 1 Sonstige Feststellungen

Der Bf. betreibe seit dem Jahr 2010 ein Bauunternehmen (Eisenbieger), wobei er sowohl mit
eigenem Personal als auch mit Subunternehmern Leistungen erbringe.

Ad Ausgangsrechnungen:
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Nach Ansicht der Priiferin seien die Ausgangsrechnungen 2010 bis 2012 nicht vollstandig
erfasst (Fehlen bzw. doppelte Vergabe von Rechnungsnummern, mangelnde chronologische
Datierung der Fakturen) worden. Zu diesem Punkt habe der Bf. — ohne Beibringung naherer
Erlauterungen betreffend die Vollstandigkeit der Ausgangsrechnungen - angegeben, dass er bei
Erstellung der Ausgangsrechnungen auf Kopien bereits erstellter Fakturen zurlickgegriffen
habe. Nach Auffasung der Priferin resultierte aus obigem Faktum eine
Erloserfassungsunsicherheit, welcher mit einer Schatzung der Besteuerungsgrundlagen gemaf
§ 184 BAO zu begegnen sei.

Ad Bautagesberichte:

Durch die Betriebspriifung seien zwecks Verprobung anhand der vorgelegten Bautagesberichte
Tabellen je Prifungsjahr erstellt worden, in denen die Baustellen, die Anzahl der Arbeiter, die
Namen der Arbeiter (wenn angegeben), die Stunden der Arbeiter oder der Arbeiten bzw. die
verarbeiteten Mengen datumsmaRig erfasst worden seien. Ebenfalls berticksichtigt worden
seien Daten der Kontrollen der Finanzpolizei. Die so rechnerisch ermittelte Arbeiteranzahl sei
der Anzahl der zur Sozialversicherung angemeldeten Arbeiter gegeniibergestellt worden.
Weiters seien die Namen der Arbeiter It. Bautagesberichte mit den Namen der angemeldeten
Arbeiter verglichen worden. Lt. Angaben des Bf. seien fiir etwaige Subunternehmer eigene
Bautagesberichte erstellt worden, die im Rechnungswesen der Subunternehmer enthalten sein
missten und daher von der Betriebsprifung bei diesen Aufstellungen nicht beriicksichtigt
hatten werden konnen. Dabei hatten sich folgende Differenzen ergeben:

- Arbeiter hatten am gleichen Tag und zur gleichen Zeit auf bis zu drei verschiedenen
Baustellen gearbeitet.

- Tageweise hatten auf Baustellen mehr Personen gearbeitet, als vom Bf. angemeldet gewesen

seien.

- Es gdbe Tage, fur die keine Bautagesberichte vorhanden seien und die (angemeldeten)
Dienstnehmer somit nicht gearbeitet haben wirden.

- Die angemeldeten Arbeiter wiirden in den Bautagesberichten selten aufscheinen.

- Aufzeichnungen der Vorarbeiter des Bf., aus denen die Namen der Arbeiter je Baustelle, die
Arbeitszeiten und die verarbeiteten Mengen ersichtlich seien, seien vom Bf. nicht vorgelegt
worden.

Hinsichtlich dieser Ungereimtheiten habe der Bf. folgende Erklarungen abgegeben:

- Die Bautagesberichte wirden nicht taglich verfasst, sondern mitunter auch 20 Tage spater
unterzeichnet und seien somit fiir eine solche Kalkulation nicht anwendbar.
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- Manchmal wiirden Arbeiter einer Baustelle am gleichen Tag noch zu einer anderen Baustelle
geschickt.

- Manchmal wiirden vom Polier falsche Personen eingetragen, eventuell aufgrund von
Namensverwechslungen.

- Manchmal bestatige der Polier mehr Stunden als tatsachlich gearbeitet worden sei, weil die
auszufiihrenden Arbeiten schneller als erwartet erledigt worden seien.

Nachweise fiir diese Behauptungen seien vom Bf. nicht erbracht worden.

Zusammenfassend miinde auch obige Feststellung in eine Schatzungsberechtigung der
Abgabenbehorde.

Ad Fremdleistungen

Der Bf. habe in den abgegebenen Einnahmen/Ausgabenrechnungen 2010-2012 Ausgaben fur
"Fremdleistungen" geltend gemacht. Zu samtlichen dieser "Subunternehmen" (ndhere
Angaben in der Tz. 4) seien durch die Betriebsprifung "flir die Baubranche nicht uniibliche
Feststellungen" zu treffen: an den angegebenen Adressen gabe es diese Unternehmen nicht;
zu wenig bzw. kein Personal; "Scheinfirmen"; die Gesellschafter-Geschaftsfiihrer seien nicht
erreichbar; die Unterschriften auf den Kassabelegen seien mit den Musterzeichnungen lt.
Firmenbuch nicht ident; Barzahlungen auf den Baustellen; mehrere Leistungsorte auf den
Ausgangsrechnungen, daher keine Zuordenbarkeit zu bestimmten Baustellen; keine Nachweise
Uber erbrachte Leistungen; Geschaftsanbahnungen auf diversen Baustellen; mangelhafte
Uberpriifung der Angaben der Subfirmen; keine Leistungskontrolle ausgeiibt; keine Kenntnis
Uber auf Baustellen arbeitende Personen. Aufgrund dieser Feststellungen wiirden die
"Fremdleistungsausgaben" von der Betriebsprifung nicht anerkannt. Stattdessen wiirden - da
die verrechneten Leistungen ja erbracht worden seien - die Personalausgaben von der
Betriebsprifung im Schatzungswege (§ 184 BAO) ermittelt (rechnerische Darstellung in Tz. 5).

Ad Lebenshaltungskosten

Laut eigenen Angaben bestreite de Bf. seinen Lebensunterhalt sowie jenen seiner Familie
(Ehegattin und zwei Kinder) aus den Unternehmenseinnahmen. Eine Gegenuberstellung der
bekannten privaten Aufwendungen zu den adaptierten Ertragen miinde jedoch in den Jahren
2010 und 2011 in eine Unterdeckung der Lebenshaltungskosten und stelle dies ein weiteres
Indiz fur die NichtordnungsmaRigkeit des Rechenwerks dar.

Ad abziehbare Vorsteuern

Ab dem Jahr 2012 habe der Bf. Vorsteuern fiir Waren geltend gemacht, die er neben seinen
Dienstleistungen des Eisenbiegens von seinen Subunternehmern bezogen habe, wobei die
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vorgelegten Rechnungen nicht den Anspruchserfordernissen der §§ 11 und 12 UStG 1994
entsprechen und ergo dessen keine Grundlage eines Vorsteuerabzuges boten.

Tz. 2 Umsatzsteuer 2010 (Hinzurechnung)

Die tabellarische Erfassung der Angaben der vom Bf. vorgelegten Bautagesberichten der Jahre
2010 bis 2012 (Datum, Baustelle, Aufstellung der Namen, respektive Anzahl der Arbeiter, der
Stunden oder Mengenangabe) zuzliglich der zur Sozialversicherung angemeldeten Arbeiter
hatte eine Gesamtanzahl der Arbeitsstunden 2010 in Hohe von 5.816 gezeitigt.

Ausgehend von den, den Auftraggebern des Bf. im Jahr 2010 pro Arbeitsstunden in Hoéhe von
24,00 € bis 27,00 € weiterverrechneten Arbeitsstunden hatten sich unter Zugrundlegung der an
oberer Stelle angeflihrten Gesamtstunden sowie eines durchschnittlichen Stundenpreises von
25,00 € Gesamtumsatze von 145.400,00 € ergeben, bzw. im Verhaltnis der Hohe der fiir das
Jahr 2010 erklarten Umsatze von 89.842,09 € eine Kalkulationsdifferenz im Ausmafl von
55.600,00 € gezeitigt.

In Ansehung der unter Tz. 1 dargelegten NichtordnungsmaRigkeiten, der
Schatzungsberechtigungen, der Unterdeckung der Lebenshaltungskosten und vorgenannter
Kalkulationsdifferenzen sei der Betrag von 55.600,00 € den erkldrten Entgelten des Jahres 2010
hinzuzurechnen und diese — ob Unmaglichkeit der Zuordnung namlicher Umsatze zum Bereich
der Bauleistungen - dem Umsatzsteuersatz von 20 % zu unterziehen.

Tz. 3 Umsatzsteuer 2012 - 2013

In diesem Punkt traf die Priferin — nach Wiedergabe der §§ 11 und 12 UStG 1994 und soweit
fir die Umsatzsteuer fiir das Jahr 2012 von Belang — betreffend unten angefiihrter
Eingangsrechnungen nachstehende, mit explizit dargelegten umsatzsteuerlichen
Konsequenzen ausgestattete Feststellungen:

e Ausweis von Umsatzsteuer trotz Verweises auf § 19 Abs. 1a UStG 1994

e Fehlen der handelsiiblichen Bezeichnung (lediglich allgemeine Bezeichnung wie
beispielsweise Draht)

e Tag der Lieferung fehlt

e Nach Erhebungen der Abgabenbehdrde sei das leistende Unternehmen nicht an der auf
der Rechnung verzeichneten Adresse betrieben worden

Vorsteuerkiirzung in Hohe von 1.683,20 €
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o Metalllieferung (Bindedraht, Rader etc.) ohne genaue Bezeichnung der gelieferten
Gegenstiande

e Fehlen des Leistungszeitraumes

e keine Angaben Uber den Lieferort

o fehlende Transportpapiere

Vorsteuerkiirzung: 1.815,00 €

e Ausweis von Umsatzsteuer trotz Verweises auf § 19 Abs. 1a UStG 1994
e Keine genaue Bezeichnung des Liefergegenstandes
o fehlende Angaben betreffend den Lieferort

e fehlende Transportpapiere
Vorsteuerkiirzung (gesamt laut Bp): 2.012,20 €
Anzuerkennende Vorsteuern 2012 (gesamt laut Bp): 5.596,55 €
Tz. 4 Einkommensteuer 2010-2012
Ad Fremdleistungen:

Wie bereits in Tz. 1 erwahnt worden sei, habe der Bf. im Baugewerbe gearbeitet. Zur
Durchflihrung seiner Auftrage habe der Bf. Eigenpersonal beschaftigt und behauptet, bei
Personalengpassen zum "Spitzenausgleich" Subunternehmer beschaftigt zu haben. Zum
Nachweis dieser Angaben habe der Bf. neben den geltend gemachten Eingangsrechnungen
verschiedene Schriftstlicke vorgelegt (z.B. Subunternehmervereinbarungen, Anmeldungen zur
Sozialversicherung, Magistratsbescheide betreffend gewerberechtlicher Geschaftsfiihrer und
Gewerbeberechtigungen). Nachweise (iber Gesprachspartner, Inkassoberechtigte,
Firmenverantwortliche und Unterschriftsberechtigte seien ausnahmslos nicht erbracht
worden. Auch fiir den Umstand, dass Arbeiter der behaupteten Subunternehmen auf den
Baustellen gearbeitet hatten, seien vom Bf. keine Nachweise erbracht worden. Hinsichtlich
Kontaktaufnahme mit den behaupteten Subunternehmern sei vom Bf. darauf verwiesen
worden, dass er auf Baustellen immer wieder von "Subunternehmern" angesprochen worden
sei, ob er Arbeit fir sie habe. Diese kimen mit den "notwendigen Papieren" (UID-
Nummernbestatigungen, Bestadtigungen Uber die Vergabe von Steuernummern, Anmeldungen
zur Sozialversicherung, Magistratsbescheide betreffend gewerberechtlicher Geschaftsfiihrer
und Gewerbeberechtigungen usw.) auf die Baustelle und diese Geschafte wiirden nur in dieser
Form abgewickelt werden. In den jeweiligen Biros der Subunternehmer sei der Bf. nie
gewesen. Auch Zahlungen seien auf den Baustellen abgewickelt worden - Firmenstempel
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hatten die glaublichen Geschaftsverantwortlichen dabei gehabt. Nachweise fir diese
Behauptungen seien nicht erbracht worden.

Dazu stelle die Betriebspriifung Folgendes fest:

Es widerspreche den Erfahrungen des taglichen Lebens und insbesondere des
Wirtschaftslebens, dass derartige Geschaftsverbindungen in der beschriebenen Weise
abgeschlossen wiirden. Des weiteren sei nicht glaubwiirdig, dass Zahlungsvorgange in der
gegenstdndlichen GroRenordnung auf Baustellen ablaufen wiirden, man sich nicht
rlickversichere, wem genau Betrdge bezahlt worden seien und sich daher auch nicht der
schuldbefreienden Wirkung der Zahlung versichere. Da der Bf. derartige Vorgadnge behaupte,
sie aber nicht nachweisen und auch nicht glaubhaft machen kdnne, sei deren steuerliche
Berlicksichtigung zu versagen.

Von der Betriebspriifung seien zu jeder behaupteten Subfirma Feststellungen getroffen
worden, die darlegten, dass die vorgelegten "Fremdleistungsrechnungen" nur
Deckungsrechnungen darstellten, welche von "Schein- bzw. Betrugsfirmen" gestammt hatten
und die angeblichen Zahlungen nur in bar (ohne Nachweis, an wen die Betrdage bezahlt worden
seien) erfolgt seien.

***Q%%% GmbH;

Durch den Bf. seien im Jahr 2010 (12.08.2010 und 23.08.2010) zwei Eingangsrechnungen dieser
Firma gewinnmindernd geltend gemacht und vorgeblich auch bezahlt worden. In diesem
Zusammenhang habe der Bf. zum Nachweis der Geschaftsbeziehung mehrere "Bestatigungen"
vorgelegt. Dazu habe die Betriebspriifung festgestellt, dass diese "Nachweise" tiberwiegend
aus 2009 gestammt hatten. Mit 10.06.2010 habe es einen Geschaftsfiihrerwechsel gegeben -
vorgelegt worden sei eine Passkopie des "alten" Geschaftsfihrers. Die
Subunternehmervereinbarung beschreibe den Leistungsumfang mit "Diverse Bauvorhaben",
weise eine unleserliche Unterschrift auf und sei mit 04.06.2011 datiert. Die Barzahlungsbelege
wirden zwar einen Stempel der Subfirma aufweisen, seien aber nicht unterschrieben. Im Zuge
von Erhebungen der Abgabenbehdrde sei am 26.08.2010 mit dem "neuen" Geschaftsfiihrer
auch eine Niederschrift aufgenommen worden, in der der Geschaftsfiihrer dargelegt habe,
ausschlieBlich fir eine Hausverwaltung zu arbeiten. Weiters sei im Zuge einer durchgefiihrten
Betriebsprifung festgestellt worden, dass samtliche im Umlauf befindliche Rechnungen
betreffend Bauleistungen gemal} § 19 UStG "Scheinrechnungen" darstellten, weil mit dem
vorhandenen Personal diese Bauleistungen nicht zu erbringen gewesen seien. AulRerdem seien
bei einem Vergleich der vom Bf. vorgelegten Rechnungen mit den in der Buchhaltung des
behaupteten Subunternehmers befindlichen Rechnungen Unterschiede im dufReren
Erscheinungsbild sowie bei den angeflihrten Bankverbindungen festgestellt worden. Der Bf.
habe bis dato auch keinen Nachweis dafiir erbracht, dass das behauptete Subunternehmen auf
seinen Baustellen gearbeitet habe (auch in den vorgelegten Bautagesberichten fanden sich
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keinerlei Hinweise) bzw. an wen der Bf. Zahlungen geleistet haben will. Zusammenfassend sei
daher durch die Betriebsprifung festzustellen, dass aufgrund obiger Darstellungen und
zeitlicher Abfolgen der geltend gemacht Fremdleistungsaufwand nicht als Betriebsausgabe
anzuerkennen sei.

*ERSHE% GmbH:

Durch den Bf. seien Fremdleistungsausgaben aus Eingangsrechnungen der Jahre 2010 und
2011 geltend gemacht worden, die alle bar bezahlt worden sein sollen. Die Barzahlungsbelege
wirden nicht leserliche Unterschriften aufweisen. Dazu sei durch den Bf. lediglich erklart
worden, dass ein "***6***" dje Zahlungen entgegengenommen habe. Genauere Angaben
seien durch den Bf. bis dato nicht gemacht worden. Im Zuge einer bei obigem Unternehmen
durchgeflihrten Prifung sei festgestellt worden, dass die vom Bf. vorgelegten Rechnungen im
Rechnungswesen des behaupteten "Subunternehmers" nicht aufscheinen, eine andere
Rechnungsnummerierung aufweisen wiirden und auch ein anderes dueres Erscheinungsbild
hatten. Des weiteren sei festgestellt worden, dass an der Firmenadresse lediglich ein virtuelles
Biro existiere und der Geschaftsfiihrer an der angegebenen Adresse nicht gemeldet und auch
der zustandigen Hausverwaltung nicht bekannt sei. Der Bf. habe bis dato keinerlei Nachweise
dafiir erbracht, dass der von ihm behauptete Subunternehmer tGiberhaupt auf einer seiner
Baustellen gearbeitet habe, wer vom Personal des Subunternehmers auf seinen Baustellen
gearbeitet habe, wann dieses Personal gearbeitet habe, wie lber die erbrachten Leistungen
abgerechnet worden sei, an wen die Zahlungen erfolgt seien, wie die behaupteten Arbeiten
und Arbeiter kontrolliert worden seien. Zusammenfassend sei durch die Betriebspriifung daher
festzustellen, dass die geltend gemachten Fremdleistungsausgaben dieser "Subfirma"
steuerlich nicht als Betriebsausgaben anzuerkennen seien.

*XXTHEX GmbH:

Durch den Bf. seien Rechnungen des Jahres 2011 als Fremdleistungsausgaben geltend gemacht
worden, die ausschlieBlich bar bezahlt worden sein sollen. Der Bf. habe angegeben, dass er
einem "***8***! die Geldbetrage (ibergeben habe. Nachweise seien diesbezlglich nicht
vorgelegt worden. Die Unterschriften auf den Zahlungsbelegen seien unleserlich und wiirden
keinerlei Ahnlichkeiten mit der beim Firmenbuch aufliegenden Musterzeichnung aufweisen.
Die vorgelegte Subunternehmervereinbarung weise eine unleserliche Unterschrift auf und sei
fiir "Diverse Baustellen in ***9*** ynd Umgebung" abgeschlossen worden. Dazu seien von der
Betriebsprifung folgende Feststellungen getroffen worden: Lt. Geschéaftsfihrer der ***7***
GmbH wiirden in seinem Unternehmen keine Barzahlungen erfolgen. Die durch den Bf.
vorgelegten Rechnungen wiirden in der Buchhaltung der existenten Firma " ***7*** GmbH "
nicht aufscheinen. Vielmehr arbeite namliches Unternehmen mit ca. drei Mitarbeitern im
Fassadenbereich und nicht als Eisenbieger. Die Firma " ***7*** GmbH " sei schon mehrfach

missbrauchlich fir Massenanmeldungen verwendet worden, wobei durch die Abgabenbehdrde
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jeweils festgestellt worden sei, dass keine Geschaftsbeziehungen zu den angeblich
leistungsempfangenden Unternehmen unterhalten worden seien. Es seien auch
verschiedenartigste Rechnungslayouts im Umlauf. Das reale Unternehmen selbst lasse sich
immer wieder die UID-Nummer sperren, um deren missbrauchliche Verwendung zu
unterbinden. Der Bf. habe bis dato keinerlei Nachweise dafiir erbracht, dass der von ihm
behauptete Subunternehmer Gberhaupt auf einer seiner Baustellen gearbeitet habe, wer vom
Personal des Subunternehmers auf seinen Baustellen gearbeitet habe, wann dieses Personal
gearbeitet habe, wie Uber die erbrachten Leistungen abgerechnet worden sei, an wen die
Zahlungen erfolgt seien, wie die behaupteten Arbeiten und Arbeiter kontrolliert worden seien.
Zusammenfassend sei durch die Betriebspriifung daher festzustellen, dass die vom Bf.
vorgelegten Rechnungen aufgrund der angefiihrten Darstellungen nicht als Betriebsausgaben

anerkannt werden kénnten.
**¥10*** GmbH:

Durch den Bf. seien Fremdleistungsausgaben obigen Unternehmens fiir die Jahre 2011 und
2012 geltend gemacht worden, die vorgeblich in bar bezahlt worden seien. Die vorgelegte
Subunternehmervereinbarung enthalte als Leistungsumfang nur "Diverse Baustellen ***9g#***
und Umgebung", sei unleserlich unterzeichnet und weise auch keine Ahnlichkeit mit der
Musterzeichnung im Firmenbuch auf. Im Zuge der Priifung der ***10*** GmbH sei festgestellt
worden, dass ab dem Geschéftsfiuhrerwechsel im Februar 2011 tber einen ELDA-Account einer
bereits geldschten Firma Massenanmeldungen von Dienstnehmern erfolgt seien. Des Weiteren
sei festgestellt worden, dass ab 02/2011 durch die ***10*** GmbH keine Leistungen mehr
erbracht hatten werden kénnen. Durch die Betriebspriifung seien die vom Bf. vorgelegten
Rechnungen mit den Rechnungen aus der Buchhaltung vorangefiihrten Unternehmens
verglichen worden und diese hatten ein ganz anderes Erscheinungsbild ergeben - nicht nur
vom Layout, sondern auch von den Rechnungsnummern und von der angegebenen
Bankverbindung. Samtliche vorgelegte Barzahlungsbelege wiirden unleserliche Unterschriften
aufweisen, die auch nicht mit der Musterzeichnung It. Firmenbuch Gbereinstimmten. Der Bf.
habe bis dato keinerlei Nachweise daflir erbracht, dass der von ihm behauptete
Subunternehmer Gberhaupt auf einer seiner Baustellen gearbeitet habe, wer vom Personal des
Subunternehmers auf seinen Baustellen gearbeitet habe, wann dieses Personal gearbeitet
habe, wie (iber die erbrachten Leistungen abgerechnet worden sei, an wen die Zahlungen
erfolgt seien, wie die behaupteten Arbeiten und Arbeiter kontrolliert worden seien. Aufgrund
der angefiihrten Feststellungen seien die geltend gemachten Fremdleistungsausgaben von der
Betriebsprifung nicht anerkannt worden.

*x*11*** GmbH:

Durch den Bf. seien fiir 2012 Fremdleistungsausgaben obigen Unternehmens geltend gemacht
worden, alle bar bezahlt - bestatigt mit unleserlichen Unterschriften. Nahere Angaben zum
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Zahlungsempfanger habe der Bf. nicht gemacht. Weiters habe der Bf. einen "Vertrag zur
Arbeitskraftelberlassung" vorgelegt, der ebenfalls unleserlich unterzeichnet worden sei und
einen Passus enthalte, der besage, dass wochentlich (anhand der bestatigten
Stundenaufzeichnungen) abgerechnet werde. Diese Abrechnungen habe der Bf. nicht
vorgelegt. Durch die Betriebspriifung sei festgestellt worden, dass die vorgelegten Rechnungen
im Rechnungswesen der ***11*** GmbH nicht enthalten seien, das dulRere Erscheinungsbild
eindeutig ein anderes sei, die Rechnungsnummerierung nicht tibereinstimme und liberdies
kein Bankkonto, E-Mail-Adresse oder Telefonnummer enthielten. Des Weiteren seien von der
Abgabenbehdrde bei der ***11*** GmbH keine Barzahlungen, sondern Bankiiberweisungen
festgestellt worden. Der Bf. habe bis dato keinerlei Nachweise dafiir erbracht, dass der von ihm
behauptete Subunternehmer Giberhaupt auf einer seiner Baustellen gearbeitet habe, wer vom
Personal des Subunternehmers auf seinen Baustellen gearbeitet habe, wann dieses Personal
gearbeitet habe, wie Uber die erbrachten Leistungen abgerechnet worden sei, an wen die
Zahlungen erfolgt seien, sodass eine schuldbefreiende Wirkung eintreten habe kénnen oder
wie die behaupteten Arbeiten und Arbeiter kontrolliert worden seien. Aufgrund der
angefiihrten Feststellungen seien die geltend gemachten Fremdleistungsausgaben von der
Betriebsprifung nicht anerkannt worden.

***JEE% GmbH:

Durch den Bf. seien fiir das Jahr 2012 Fremdleistungsausgaben geltend gemacht worden, die
bar bezahlt worden sein sollen. Die auf den vorgelegten Zahlungsbelegen aufscheinende
Unterschrift sei unleserlich und entspreche auch nicht der Musterzeichnung im Firmenbuch.
Nahere Angaben zu den Zahlungsempfangern habe der Bf. nicht gemacht. Die vom Bf.
vorgelegten Bautagesberichte wiirden im fraglichen Leistungszeitraum keine Mitarbeiter der
Firma ***3*** GmbH ausweisen, noch werde auf diese Firma hingewiesen. Durch den Bf.
seien bis dato auch keine Nachweise erbracht worden, dass die Firma ***3*** GmbH fiur ihn
gearbeitet habe, auf welchen Baustellen sie angeblich gearbeitet habe, wie der Bf. deren
Arbeiten Uberpriift habe, wie abgerechnet worden sei oder wie sich der Bf. davon liberzeugt
habe, dass die Zahlung schuldbefreiende Wirkung gehabt habe. Im Zuge einer bei
vorangefihrtem Unternehmen durchgefihrten Prifung sei festgestellt worden, dass die vom
Bf. vorgelegten Rechnungen im Rechnungswesen des behaupteten "Subunternehmers" nicht
aufscheinen wiirden, eine andere Rechnungsnummerierung und ein anderes duReres
Erscheinungsbild aufweisen wiirden. Aus den angeflihrten Griinden seien die
Fremdleistungsausgaben 2012 der Firma ***3*** GmbH von der Betriebspriifung steuerlich
nicht als Betriebsausgaben anerkannt worden.

Zusammenfasende Darstellung:

Wie in den obigen Ausfiihrungen genau erlautert worden sei, stellten die als
"Fremdleistungen" geltend gemachten Aufwendungen keine Betriebsausgaben dar.
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Hinsichtlich der rechtlichen Wiirdigung dieser Feststellungen sei Folgendes festzustellen: Die
vom Bf. behaupteten Fremdleistungsausgaben stellten allesamt "Deckungsrechnungen" dar,
um Uberhohten Aufwand in sein Rechenwerk zu integrieren. Dazu habe sich der Bf. mehrerer
bereits amtsbekannter "Betrugsfirmen" bedient. Durch diese Vorgangsweise verbleibe dem Bf.
genug zum Leben und er kdnne damit die nicht angemeldeten Arbeiter entlohnen
("Schwarzlohne"). Diese Betrachtungsweise der Betriebspriifung werde noch dadurch
unterstrichen, dass der Bf. auch wahrend der laufenden Priifung weiterhin dieselbe
Vorgangsweise an den Tag gelegt habe, obwohl er die Beweisflihrung der zu treffenden
Feststellungen der Betriebspriifung bereits gekannt habe. AuBerdem habe der Bf. wahrend der
Prifung damit begonnen, auch Warenlieferungen neben den Bauleistungen zu behaupten und
aus diesem Titel von genau den beschriebenen "Betrugsfirmen" Rechnungen vorgelegt, um
daraus Vorsteuern geltend zu machen. Folglich sei ersichtlich, dass der Bf. wissentlich und
willentlich "falsche Belege" zur Steuerminimierung vorgelegt habe. Somit seien die durch die
Betriebsprifung oben beschriebenen Rechnungen als "Scheinrechnungen"
(Deckungsrechnungen) von "Betrugsfirmen" zu qualifizieren und daher dem Betriebserfolg
wieder hinzuzurechnen.

Summa summarum habe — in Abweichung von den Abgabenerklarungen des Bf. - das Ausmal
der Hinzurechnungen zu den erklarten Betriebsergebnissen auf 11.668,00 € (2010), auf
263.632,02 € (2011) sowie auf 419.978,49 € (2012), respektive andersrum gesprochen jenes
der als Betriebsausgaben anzuerkennenden Fremdleistungen auf 0,00 € (2010), auf 1.530,00 €
(2011) sowie auf 765,52 € (2012) zu lauten.

Tz. 5 Personalaufwand:

Aufgrund der dargestellten Ungereimtheiten bei den Bautagesberichten (Tz. 1) und den
dargestellten Feststellungen zu den Fremdleistungen (Tz. 4) habe die Betriebspriifung daher
folgende Feststellungen getroffen: Mit dem zur Sozialversicherung angemeldeten Personal
habe der Bf. die Bauleistungen nicht erbringen kdnnen, dass die Bauleistungen aber erbracht
worden seien, kdnne hingegen von der Betriebsprifung nicht angezweifelt werden.

Daher werde durch die Betriebsprifung der notwendige Personalaufwand gemaR § 184 BAO
folgendermalen geschétzt: Der Bf. habe seinen Auftraggebern einen durchschnittlichen
Stundensatz von 25,00 € - 27,00 € verrechnet. Die angeblich zugekauften Stunden durch
Subunternehmer seien mit 25,00 € beziffert worden. In "Fragebdgen" die die Finanzpolizei mit
auf Baustellen angetroffenen Arbeitern aufgenommen habe, seien von den Arbeitern
Stundenlohne von 12,00 € angegeben worden. Durch die Betriebspriifung seien einerseits aus
dem erklarten Umsatz unter Anwendung eines Stundensatzes von 25,00 € die verrechneten
Stunden ermittelt worden, und andererseits sei aus den Lohnausgaben It. Buchhaltung auf die
Arbeitsstunden riickgerechnet worden. Die beiden Ergebnisse seien einander
gegenlbergestellt worden. Die sich ergebende Differenz der geleisteten Arbeitsstunden It.
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Buchhaltung zu den weiterverrechneten Leistungsstunden stelle nach Auffassung der
Betriebsprifung jene fehlende Stundenanzahl dar, welche zusatzlich notwendig gewesen sei,
um die erklarten Umsatze ausfiihren zu konnen. Diese Stundenanzahl sei mit den (It.
Erhebungen der Finanzpolizei) tatsachlich bezahlten Stundenléhnen multipliziert worden. Der
sich so rechnerisch ergebende Betrag werde durch die Betriebsprifung als zusatzlicher
Personalaufwand gewinnmindernd berlicksichtigt.

In praktischer Anwendung der an oberer Stelle dargestellten Kalkulationsmethode seien
seitens der Priferin ,Fehlstunden” im AusmafR von 3.728 h (2010), von 10.751 h (2011) sowie
von 19.918 h ermittelt, respektive vermittels eines Stundenmultiplikators von 12,00 € ein
zusatzlicher Personalaufwand von 44.736,00 € (2010), von 129.012,00 € (2011) sowie von
239.016,00 € (2012) zum Ansatz gebracht worden.

Neuberechnung der Einkiinfte aus Gewerbebetrieb (2010-2012)

Ausgehend von den an oberer Stelle angefiihrten Hinzurechnungen (Umsatzerlose des Jahres
2010 sowie ertragsteuerlich nicht anerkannte Fremdleistungen der Jahre 2101 bis 2012) und
der Berucksichtigung des kalkulatorisch ermittelten Personalaufwandes fiir die Jahre 2010 bis
2012 brachte die Priferin Einklinfte aus Gewerbebetrieb in H6he von 26.957,58 € (2010), von
129.747,32 € (2011) sowie von 208.896,40 € (2012) zum Ansatz.

2. Umsatzsteuerbescheide fiir 2010 und 2012 und Einkommensteuerbescheide fir 2010 bis
2012 vom 21. Februar 2014

Die Abgabenbehodrde erlieR am 21. Februar 2014 den unter Punkt 1 getroffenen Feststellungen
der Priiferin Rechnung tragende Bescheide zur Umsatzsteuer fiir die Jahre 2010 und 2012
sowie zur Einkommensteuer fir die Jahre 2010 bis 2012.

3. Bescheidbeschwerde vom 30. April 2014

Der gegen obige Bescheide eingebrachten Beschwerde vom 30. April 2014 hat der Bf. die sog.
Subfirmen betreffend zahlreiche Beilagen angeschlossen (Subunternehmervereinbarungen,
Firmenbuchausziige, Bescheide liber die Erteilung einer UID-Nummer, Passkopien der
Geschaftsfuhrer udgl.). Begriindend wurde nachstehendes vorgebracht:

1. Ausgangsrechnungen 2010

Der Bf. sei bis zum Beginn seiner Selbstdndigkeit stets Angestellter gewesen und habe
demzufolge der pl6tzliche Organisationsaufwand - auch in Bezug auf die Erstellung
(Kalkulation, Berechnung) von Ausgangsrechnungen - fir ihn Neuland bedeutet. Da die
Rechnungen in MS-Word erstellt worden seien, sei es (fast zwangslaufig) vorgekommen, dass
einzelne Rechnungsnummern unabsichtlich (weil kopiert) doppelt vergeben oder ein Datum
nicht korrekt ausgewiesen worden sei.
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Die Befugnis zur Schatzung beruhe allein auf der objektiven Voraussetzung der Unmaoglichkeit
die Besteuerungsgrundlagen zu ermitteln oder zu berechnen (siehe u.a. Ritz). Schwierigkeiten
bei der tatsachlichen Ermittlung sind laut VwWGH zu tGiberwinden. Die Tatsache, dass
Rechnungsnummern aufgrund eines (Anfdanger-)Fehlers des Bf. doppelt vergeben worden seien
bzw. es datumsmaRig unbeabsichtigt zu Abweichungen gekommen sei, sei u.a. auf die
erstmalige Selbstandigkeit des Bf. zuriickzufiihren. Vorsatzlich oder willentlich sei dies
keinesfalls geschehen. Eine genaue Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen sei somit moglich,
eine Schatzung demzufolge (auch laut Literatur) rechtswidrig.

Im Jahr 2010 wurde dennoch ein Betrag iHv EUR 55.600,00 dazu geschatzt (siehe zudem
weiteren Argumentation unter 3. Bautagesberichte und 4. Personalaufwand). Dariiber hinaus
sei behauptet worden, dass der Bf. diese geschatzten Mehreinnahmen ausschlieRlich mit
Privatkunden erzielt hatte. Es gibt keinerlei Hinweise, die diese Behauptung stiitzen. Eine
Schatzung gem. § 184 BAO sei ohne konkrete Umstande rechtwidrig. Etwaige Schwierigkeiten
bei der Schatzung hatten in Kauf genommen werden miissen, eine blofle Behauptung ohne
weitere Grundlagen sei rechtswidrig. Es ergehe daher der Antrag, die Umsatzsteuer iHv EUR
11.120,00 sowie den Erlos iHv EUR 55.600,00 wieder zu streichen.

2. Lebenshaltungskosten

Unser Mandant sei bis zum Beginn seiner Selbstandigkeit Angestellter. In dieser Zeit habe er
sich ,,einen gewissen Polster" fiir einen Start in die Selbstandigkeit auf die Seite gespart. Seine
Frau sei ebenfalls angestellt und habe daher finanziell etwas beitragen kénnen. Die Familie
habe somit stets Giber ein ausreichendes Einkommen verfiigen kénnen. Zudem habe es ein
Sparbuch aus dem Jahr 2003 (siehe Beilage) gegeben, das den Start in die Selbstandigkeit
ermoglichen habe kénnen. In Summe habe der Mandant (iber ausreichend Geldmittel verfiigt,
mit denen er die ersten Monate seiner Selbstdandigkeit habe bestreiten kénnen. Monatliche
Entnahmen iHv EUR 2.000,00 seien spater ebenfalls gefolgt. Als Einnahmen-Ausgaben-Rechner
habe der Bf. anfanglich nicht daran gedacht, dass dafiir Entnahmebelege hatten erstellt
werden missen. Auf dem Bankkonto lasse sich jedoch ersehen, dass ausreichende Betrage
immer abgehoben worden seien.

Zudem habe die Familie Familienbeihilfe und Kindergeld erhalten. In der Anlage sei zu ersehen,
welche Betrage die Familie flir Miete, Garage, Essen und Gewand bendétigt habe. Es sei zudem
darauf hinzuweisen, dass die der Bf. einen einfachen Lebenswandel gefiihrt habe (kleine
Wohnung im 10. Bezirk, keine groRen Autos oder andere Luxusgiter). Ergo dessen habe der Bf.
nicht Gber zuséatzliches ,Schwarz"-Einkommen verfiigen kdnnen, was bei genauerer Recherche
seitens der Finanz leicht ersichtlich gewesen ware. Jegliche Zuschatzung zu den bisherigen
Einnahmen, die in diesem Zusammenhang erfolgte, sei daher rechtswidrig, womit beantragt
werde, diese rlickgangig zu machen.

3. Bautagesberichte
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Formelle Mangel von Biichern oder Aufzeichnungen berechtigten nur dann zu einer Schatzung,
wenn sie derart schwerwiegend seien, dass das Ergebnis der Biicher bzw. Aufzeichnungen
nicht mehr glaubwiirdig erscheine. Mangel bei der Aufzeichnung belegter Betriebsausgaben
begriindeten keine Berechtigung, die Einnahmen zu schatzen. Die Aussage des Bf., dass die
Bautagesberichte nicht immer taglich verfasst worden seien, Mitarbeiter am selben Tag an
verschiedenen Baustellen gearbeitet hatten, vom Polier aufgrund von Namensverwechslungen
manchmal falsche Personen eingetragen worden seien oder dass Stunden aufgrund von
zligiger Arbeit abweichen wiirden, sei in der Praxis Ublich. Die Personalkosten der Subfirmen
seien selbstverstandlich nicht im eigenen Rechnungswesen enthalten, da diese liber die
Fremdleistungsrechnungen abgerechnet wiirden. Die Durchfiihrung der Arbeiten sei nicht auf
eine Personenanzahl beschrankt, sondern sei mengenabhangig (laut Verlegeplan) gewesen.
Wenn Personen auf den Baustellen gearbeitet hatten, die nicht beim Bf. gemeldet gewesen
seien, seien diese von den Fremdleistern gestellt worden, auf welche der Bf. (iZm der
Anmeldung) keinen Einfluss gehabt habe. Eine Schatzungsbefugnis gemall § 184 BAO in diesem
Zusammenhang sei rechtswidrig, da sich all das nicht im Einflussbereich des Bf. abgespielt
habe. Dartiber hinaus wiirden die Bautagesberichte (eigentlich Leistungsblatter) nicht vom Bf.
selbst verfasst, sondern von der ortlichen Bauleitung im Beisein des Verlegeleiters des
Auftraggebers, also eines Personenkreises, auf den der Bf. keinen Einfluss habe. Nach
Bestatigung oder Korrektur dienten die Bautagesberichte ausschlieRlich als
Verrechnungsgrundlage zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer, also als Kontrollpapier fiir
die nachfolgende Rechnungserstellung. Da auf diesen Leistungsblattern eher auf Mengen und
Fertigstellung abgestellt werde, selten auf Personaldetails, kdnne hier insgesamt daher kein
Rickschluss auf Dienstnehmerfrequenzen gezogen werden.

4. Personalaufwand

In der Branche der Verlegearbeit wiirden aufgrund wechselnder Gegebenheiten
unterschiedliche Schwierigkeitsgrade von Arbeiten anfallen. In den seltensten Fallen diirfe
nach Regie abgerechnet werden. Darauf stelle aber der Versuch, die Jahresumsatze durch den
Stundensatz zu dividieren, ab. Die Problematik fiir den Annehmer solcher Arbeiten liege in der
Fahigkeit, diese Arbeiten richtig einzuschatzen, inwieweit diese gewinnbringend sein konnten
oder nicht. Dazu misse man allerdings wissen, dass die Leistungsfahigkeit der einzelnen
Arbeiter sehr unterschiedlich sei, wie das eben so sei, in einer Branche, wo hauptsachlich
angelernte Dienstnehmer die Arbeiten verrichten wiirden. Eine gute Kraft kdnne infolgedessen
bis zu dreimal schneller arbeiten als eine andere. Abgesehen vom Schwierigkeitsgrad der
Arbeit (das Verlegen von Stiegen und Wanden sei wesentlich zeitaufwendiger als Decken zu
verlegen), sei der Zeitaufwand fir die mengenmaRig bezeichneten Plane kaum vorhersehbar.
Es gdbe also in der Praxis komplizierte Plane, wo man mehr Umsatz mache aber weniger
Stunden verbrauche und umgekehrt. Eine Aussage von Arbeitern, die angeblich Stundenléhne
von € 12,00 erhalten haben sollen, sei nicht nachvollziehbar. Tatsachlich handle es sich dabei
um Bruttolohnangaben. Kurz zusammengefasst sei die Ermittlung der Stunden auf Grundlage
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der in der Betriebspriifung verwendeten Angaben nicht realistisch. Es werde daher beantragt,
den Personalaufwand der Jahre 2010 bis 2012 mit realistischen Werten festzusetzen unter
Bedachtnahme der erlauterten Unmoglichkeit der Ableitung der Stundenanzahl aus den
Umsatzen.

5. Fremdleistungen

Der Bf. habe - wie im Geschaftsleben (blich - beziiglich der "Fremdleister" samtliche
Uberpriifungen durchgefiihrt, wie dies von einem ordentlichen Kaufmann zu erwarten sei. Dies
sei durch das Zusammentragen folgender Dokumente geschehen:
Subunternehmervereinbarungen, UID-Nummernbestatigungen, Bestatigungen lber die
Vergabe von Steuernummern, Anmeldung zur Sozialversicherung, Magistratsbescheide
betreffend gewerblichen Geschéftsfiihrer und Gewerbeberechtigung sowie einen Ausdruck aus
der HFU-Liste. Eine noch tiefergehende Uberpriifung eines Geschiftspartners wie Kontrolle der
Unterschrift mit der Unterschrift laut Firmenbuch sei dufRerst uniiblich und dem Bf. auch nicht
zumutbar. Der Bf. habe von der im Verlauf der AulRenpriifung vorgeworfenen
Scheinfirmeneigenschaft seiner Geschaftspartner daher nichts gewusst. Der
Leistungsaustausch habe jedenfalls stattgefunden. Ein abgabepflichtiger Unternehmer habe
unzweifelhaft das Recht der Geschaftspartnerwahl; der Bf. habe daher von der
ordnungsgemalien Geschaftsgebarung der "Subfirmen" ausgehen kénnen. In modernen Zeiten
laufe die Kontaktaufnehme nicht zwingend Uber ein Biiro. Die Kommunikation laufe
hauptsachlich Gber das Smartphone, ein Umstand, den die Finanz nicht ignorieren kénne. Das
Smartphone sei quasi das Biiro der Neuzeit. Miete und Sekretarin seien gerade in dieser
Branche fiir einen Neugriinder weder notwendig, noch leicht finanzierbar, eine Privatadresse
mit einem kleinen Arbeitszimmer sei ausreichend. Ein Subunternehmer kénne nicht in seinem
Blro auf Auftrage warten, ohne direktes Marketing auf den Baustellen sei es unmaglich, an
neue Auftrage zu gelangen. Die Darstellung, dass dies den Erfahrungen des taglichen Lebens
und insbesondere des Wirtschaftslebens widersprache, konne daher in keinster Weise geteilt
werden. Dass in weiterer Folge auch die Zahlungen auf den Baustellen stattfanden, sei
offensichtlich (Abhebungen vom Bankkonto in ausreichender Hohe hatten stets
stattgefunden). Dies stelle eine jahrelang gelebte Usance auf Baustellen dar. Der Bf. - ein
Neugriinder - habe in kaufmannischer Absicht im direkten Wege die besten Angebote
angenommen und auch eine entsprechende Gegenleistung erhalten. Da die Zahlungen Zug um
Zug stattgefunden hatten und es nie zu Nachforderungen gekommen sei, sei der Bf. davon
ausgegangen, dass mit der Bezahlung auch die schuldbefreiende Wirkung eingetreten sei. Der
Bf. habe diese Vorgangsweise sohingehend nachgewiesen, dass er einen Firmenbuchauszug
sowie eine Passkopie des Geschaftsflihrers vorgelegt und die entsprechenden Personen damit
eindeutig benannt habe. Bei den Personen, die Zahlungen entgegen genommen hatten, hatte
es sich hingegen um reine Hilfekrafte bzw. Bevollmachtigte des Geschaftsfiihrers gehandelt.
Bei der Unterfertigung von Zahlungsbestatigungen sei es vollkommen einerlei, ob diese die
Unterschrift des Geschaftsfiihrers des Unternehmens aufweisen wirden.
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Zahlungsbestatigungen kdnnten nicht nur von der Geschaftsfihrung, sondern von jedem
bevollmachtigten Mitarbeiter ausgestellt werden. Zudem kénne von dem abgabepflichtigen
Unternehmen nicht verlangt werden, sich durch Nachschau im Firmenbuch von der identen
Unterschrift des jeweiligen Geschaftsflihrers zu iberzeugen. Es sei daher davon auszugehen,
dass das rechnungslegende Unternehmen Empfanger des Geldbetrages gewesen sei. Ob sich
der tatsachliche Empfanger dabei einer Hilfsperson bedient habe, sei bedeutungslos.
Hingewiesen werde auf die Tatsache, dass im Priifungsverfahren die empfangenden
Hilfspersonen sehr wohl genannt worden seien, obwohl dem Bf. dadurch erhebliche Gefahren
an Leib und Leben angedroht worden seien und in weiterer Folge aus Griinden der Vernunft
die personlichen Ermittlungen eingestellt worden seien. Auch der Versuch, wahrend des
Prifungszeitraumes (gemeint wohl: Priifungsverfahrens) Korrekturrechnungen zu erwirken, sei
daher fehl gegangen. Erst hier habe der Bf. diese gefahrliche Situation erkannt, in dem er
offensichtlich zum Spielball der riickwirkend als dubios erscheinenden Geschaftspartner
geworden sei. Betont werde hier aber ausdricklich die aktive Mitwirkung des Bf. an der
Aufklarung tatbestandswesentlicher Hergdange innerhalb der Grenzen seiner personlichen
Zumutbarkeit. Der Bf. habe es nicht fir notwendig erachtet und auch nicht fir notwendig
erachten miissen, weitere Uberpriifungen durchzufiihren. MutmaRlich werde von den
Finanzbehorden eine Liste von Scheinfirmen gefiihrt, welche jedoch leider nicht von den im
Wirtschaftsprozess redlich agierenden Unternehmen eingesehen werden kénnten. Eine
eventuelle Begrenzung der UID-Nummer sei von der Finanzbehdrde weder angesprochen
worden, noch sei die Dokumentensammlung angezweifelt worden. Der Bf. sei mit den
"Fremdleistern" in einer ordentlichen Geschaftsbeziehung gestanden, ohne dass der Bf. Zweifel
gehabt habe oder miissen hatte, dass diese Firmen nur zum Schein bestehen kénnten. Es sei
daher unzweifelhaft, dass der Leistungsaustausch tatsachlich erfolgt und der Aufwand in voller

Hohe anzuerkennen sei.
Zu den einzelnen Subfirmen hat der Bf. Folgendes ausgefiihrt:
*xxAR*% GmbH;

Direkt nach der erstmaligen Kontaktaufnahme zu dieser Firma habe sich der Bf. alle
notwendigen Unterlagen besorgt (Firmenbuchauszug, Passkopie des Geschaftsfiihrers usw.).
Diese Dokumente seien auch im Rahmen der Betriebspriifung vorgelegt worden. Teilweise
seien diese vom Jahr 2009, aber auch vom Jahr 2010. Die Meinung, dass diese Dokumente
veraltet gewesen seien, konne nicht geteilt werden, da die Geschaftsbeziehung erst im Laufe
des Jahres 2010 entstanden sei. Die Subunternehmervereinbarung sei irrtimlich falsch mit
2011 statt mit 2010 datiert worden. Dass zwischenzeitig ein neuer Geschaftsfiihrer bei dieser
Firme eingesetzt worden sei, sei dem Bf. nicht bekannt gewesen. Die Leistungen der Firma
*EXA*** GmbH seien in den Leistungsblattern des Auftraggebers des Bf. enthalten. Die
Kontrolle der Subfirmenleistungen sei ausschlieSlich von den dortigen Vorarbeitern bzw.
Baustellenleitern erfolgt. Die Genehmigung der Leistungsblatter durch den Verlegeleiter sei
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Voraussetzung fir die Abrechnung des Auftraggebers. Damit sei auch gewahrleistet, dass die
beschriebene Leistung erflillt worden sei. Die von der Betriebspriifung geforderten Nachweise
seien flr den Bf. somit unmoglich zu erbringen, weil er diese gar nicht haben kdnne. Die
Aufforderung dazu sei rechtswidrig, da die Finanz vom Bf. Unterlagen verlange, die es selbst
nicht einholen kénne, da nur die Auftraggeber des Bf. liber diese verfiigten. Dass diese Firma
moglicherweise missbrauchlich verwendet worden sei, sei fir den Bf. in keinster Weise
ersichtlich gewesen. Der Bf. habe nie gedacht und habe es auch weder ahnen kénnen noch
miussen, dass eine solche Vorgangsweise im Wirtschaftsleben stattfinden kénne. Der
gutglaubige und unbescholtene Bf. sei sich jedoch sicher gewesen, dass eine ordnungsgemalie
Geschaftsbeziehung stattgefunden habe. Es sei zudem auch ein Leistungsaustausch erfolgt und
die Rechnungen seien Zug um Zug bezahlt worden. Die Personen, die die Zahlungen entgegen
genommen hatten, seien aus Sicht des Bf. lediglich reine Hilfskrafte bzw. Bevollmachtigte des
Geschaftsfuhrers gewesen. Diese Personen habe der Bf. so weit wie moglich ebenfalls (bzw.
trotzdem) genannt. Als ihm jedoch Gefahren an Leib und Leben angedroht worden seien, habe
er dies einstellen mussen. Eine Empfangernennung gemaR § 162 BAO sei damit
unverschuldeter Weise tatsachlich unmdéglich und somit rechtswidrig gewesen. Der Bf. sei wohl
das Opfer skrupelloser Geschaftsmacher. Den Bf. dafiir zu bestrafen und den durch ihn
tatsachlich geleisteten Aufwand zu streichen, sei absolut unbillig und existenzbedrohend. Es
werde daher beantragt, den tatsachlich erfolgten Aufwand anzuerkennen und nétigenfalls
selbst weitere Ermittlungen anzustellen.

*XXGHEX GmbH:

Direkt nach der erstmaligen Kontaktaufnahme zu dieser Firma habe sich der Bf. alle
notwendigen Unterlagen besorgt (Firmenbuchauszug, Passkopie des Geschaftsfiihrers usw.).
Diese Dokumente seien auch im Rahmen der Betriebsprifung vorgelegt worden. Da der
Auftraggeber - wie in modernen Zeiten nicht uniblich - (iber kein echtes Biiro verfiigt habe,
sondern seine Geschafte von der Privatadresse - wo ein Kundenverkehr nicht moglich sei - bzw.
Uber sein Smartphone abwickle, hatten alle Besprechungen direkt und verniinftiger Weise auf
den Baustellen stattgefunden. Die Leistungen obigen Unternehmens seien in den
Leistungsblattern des Auftraggebers des Bf. enthalten. Die Kontrolle der Subfirmenleistungen
sei ausschlielRlich von den dortigen Vorarbeitern bzw. Baustellenleitern erfolgt. Die
Genehmigung der Leistungsblatter durch den Verlegeleiter sei Voraussetzung fiir die
Abrechnung des Auftraggebers. Damit sei auch gewahrleistet, dass die beschriebene Leistung
erflllt worden sei. Die von der Betriebsprifung geforderten Nachweise seien fiir den Bf. somit
unmoglich zu erbringen, weil er diese gar nicht haben kénne. Die Aufforderung dazu sei
rechtswidrig, da die Finanz vom Bf. Unterlagen verlange, die sie selbst nicht einholen kénne, da
nur die Auftraggeber des Bf. liber diese verfligten. Dass diese Firma moglicherweise
missbrauchlich verwendet worden sei, sei fir den Bf. in keinster Weise ersichtlich gewesen.
Der Bf. habe nie gedacht und habe es auch weder ahnen kdnnen noch miissen, dass eine
solche Vorgangsweise im Wirtschaftsleben stattfinden kénne. Der gutglaubige und
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unbescholtene Bf. sei sich jedoch sicher gewesen, dass eine ordnungsgemalie
Geschaftsbeziehung stattgefunden habe. Es sei zudem auch ein Leistungsaustausch erfolgt und
die Rechnungen seien Zug um Zug bezahlt worden. Die Personen, die die Zahlungen entgegen
genommen hatten, seien aus Sicht des Bf. lediglich reine Hilfskrafte bzw. Bevollmachtigte des
Geschaftsfiihrers gewesen. Diese Personen habe der Bf. so weit wie moglich ebenfalls (bzw.
trotzdem) genannt. Als ihm jedoch Gefahren an Leib und Leben angedroht worden seien, habe
er dies einstellen mussen. Eine Empfangernennung gemaR § 162 BAO sei damit
unverschuldeter Weise tatsachlich unmoglich und somit rechtswidrig gewesen. Der Bf. sei wohl
das Opfer skrupelloser Geschaftsmacher. Den Bf. dafiir zu bestrafen und den durch ihn
tatsachlich geleisteten Aufwand zu streichen, sei absolut unbillig und existenzbedrohend. Es
werde daher beantragt, den tatsachlich erfolgten Aufwand anzuerkennen und nétigenfalls
selbst weitere Ermittlungen anzustellen.

**A7H%% GmbH;

Direkt nach der erstmaligen Kontaktaufnahme zu dieser Firma habe sich der Bf. alle
notwendigen Unterlagen besorgt (Firmenbuchauszug, Passkopie des Geschaftsfiihrers usw.).
Diese Dokumente seien auch im Rahmen der Betriebspriifung vorgelegt worden. Aus
Vereinfachungsgriinden sei die Subunternehmervereinbarung fiir "Diverse Baustellen in
*Exg*** und Umgebung" abgeschlossen worden. Dass obiges Unternehmen nur mit drei
Mitarbeitern im Fassadenbereich arbeite oder - wie von dieser Firma behauptet - bereits fir
andere Massenanmeldungen verwendet worden sei, sei flir den Bf. nicht ersichtlich gewesen.
Da der Bf. nur ein Rechnungslayout zu Gesicht bekommen habe, habe er auch nicht wissen
kénnen bzw. wissen missen, dass auch andere im Umlauf gewesen seien. Die Leistungen der
Firma ***7*** GmbH seien in den Leistungsblattern des Auftraggebers des Bf. enthalten. Die
Kontrolle der Subfirmenleistungen sei ausschliefSlich von den dortigen Vorarbeitern bzw.
Baustellenleitern erfolgt. Die Genehmigung der Leistungsblatter durch den Verlegeleiter sei
Voraussetzung fiir die Abrechnung des Auftraggebers. Damit sei auch gewdhrleistet, dass die
beschriebene Leistung erfiillt worden sei. Die von der Betriebspriifung geforderten Nachweise
seien fur den Bf. somit unmaoglich zu erbringen, weil er diese gar nicht haben kdénne. Die
Aufforderung dazu sei rechtswidrig, da die Finanz vom Bf. Unterlagen verlange, die sie selbst
nicht einholen kénne, da nur die Auftraggeber des Bf. (iber diese verfiigten. Dass diese Firma
moglicherwiese missbrauchlich verwendet worden sei, sei fir den Bf. in keinster Weise
ersichtlich gewesen. Der Bf. habe nie gedacht und habe es auch weder ahnen kénnen noch
miussen, dass eine solche Vorgangsweise im Wirtschaftsleben stattfinden konne. Der
gutglaubige und unbescholtene Bf. sei sich jedoch sicher gewesen, dass eine ordnungsgemalie
Geschaftsbeziehung stattgefunden habe. Es sei zudem auch ein Leistungsaustausch erfolgt und
die Rechnungen seien Zug um Zug bezahlt worden. Die Personen, die die Zahlungen entgegen
genommen hatten, seien aus Sicht des Bf. lediglich reine Hilfskrafte bzw. Bevollmachtigte des
Geschaftsfuhrers gewesen. Diese Personen habe der Bf. so weit wie moglich ebenfalls (bzw.
trotzdem) genannt. Als ihm jedoch Gefahren an Leib und Leben angedroht worden seien, habe
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er dies einstellen mussen. Eine Empfangernennung gemaR § 162 BAO sei damit
unverschuldeter Weise tatsachlich unmoglich und somit rechtswidrig gewesen. Der Bf. sei wohl
das Opfer skrupelloser Geschaftsmacher. Den Bf. dafiir zu bestrafen und den durch ihn
tatsachlich geleisteten Aufwand zu streichen, sei absolut unbillig und existenzbedrohend. Es
werde daher beantragt, den tatsachlich erfolgten Aufwand anzuerkennen und nétigenfalls
selbst weitere Ermittlungen anzustellen.

***10*** GmbH:

Direkt nach der erstmaligen Kontaktaufnahme zu dieser Firma habe sich der Bf. alle
notwendigen Unterlagen besorgt (Firmenbuchauszug, Passkopie des Geschaftsfiihrers usw.).
Diese Dokumente seien auch im Rahmen der Betriebsprifung vorgelegt worden. Aus
Vereinfachungsgriinden sei die Subunternehmervereinbarung fiir "Diverse Baustellen in
*¥*kQEE* und Umgebung" abgeschlossen worden. Dass es bei dieser Firma zu einem
Geschaftsfiihrerwechsel gekommen sei und dass Massenanmeldungen von Dienstnehmern
Uber einen geldschten ELDA-Account erfolgt seien, sei fiir den Bf. nicht ersichtlich gewesen.
Falls Gberhaupt, kénnten solche Vorgange erst im Nachhinein durch die Krankenkasse oder die
Finanz erkannt werden, aber nicht durch den Bf. im taglichen Wirtschaftsleben. Die Leistungen
obigen Unternehmens seien in den Leistungsblattern des Auftraggebers des Bf. enthalten. Die
Kontrolle der Subfirmenleistungen sei ausschlieRlich von den dortigen Vorarbeitern bzw.
Baustellenleitern erfolgt. Die Genehmigung der Leistungsblatter durch den Verlegeleiter sei
Voraussetzung fiir die Abrechnung des Auftraggebers. Damit sei auch gewahrleistet, dass die
beschriebene Leistung erfiillt worden sei. Die von der Betriebspriifung geforderten Nachweise
seien fur den Bf. somit unmaoglich zu erbringen, weil er diese gar nicht haben kdénne. Die
Aufforderung dazu sei rechtswidrig, da die Finanz vom Bf. Unterlagen verlange, die sie selbst
nicht einholen kénne, da nur die Auftraggeber des Bf. iber diese verfiligten. Dass diese Firma
moglicherwiese missbrauchlich verwendet worden sei, sei fiir den Bf. in keinster Weise
ersichtlich gewesen. Der Bf. habe nie gedacht und habe es auch weder ahnen kénnen noch
miussen, dass eine solche Vorgangsweise im Wirtschaftsleben stattfinden kénne. Der
gutglaubige und unbescholtene Bf. sei sich jedoch sicher gewesen, dass eine ordnungsgemalie
Geschaftsbeziehung stattgefunden habe. Es sei zudem auch ein Leistungsaustausch erfolgt und
die Rechnungen seien Zug um Zug bezahlt worden. Da der Bf. nur ein Rechnungslayout zu
Gesicht bekommen habe, habe er auch nicht wissen kdnnen bzw. wissen missen, dass andere
im Umlauf gewesen seien. Wenn andere Personen die Zahlungen entgegen genommen hatten,
seien diese aus Sicht des Bf. lediglich reine Hilfskrafte bzw. Bevollmachtigte des
Geschaftsfuhrers gewesen. Diese Personen habe der Bf. so weit wie moglich ebenfalls (bzw.
trotzdem) genannt. Als ihm jedoch Gefahren an Leib und Leben angedroht worden seien, habe
er dies einstellen missen. Eine Empfangernennung gemal} § 162 BAO sei damit
unverschuldeter Weise tatsdchlich unmaoglich und somit rechtswidrig gewesen. Der Bf. sei wohl
das Opfer skrupelloser Geschaftsmacher. Den Bf. dafiir zu bestrafen und den durch ihn
tatsachlich geleisteten Aufwand zu streichen, sei absolut unbillig und existenzbedrohend. Es

18 von 30



Seite 19 von 30

werde daher beantragt, den tatsachlich erfolgten Aufwand entsprechend anzuerkennen und
notigenfalls selbst weitere Ermittlungen anzustellen.

*xE11*** GmbH:

Direkt nach der erstmaligen Kontaktaufnahme zu dieser Firma habe sich der Bf. alle
notwendigen Unterlagen besorgt (Firmenbuchauszug, Passkopie des Geschéaftsfiihrers usw.).
Diese Dokumente seien auch im Rahmen der Betriebspriifung vorgelegt worden. Dass der
Vertrag zur Arbeitskrafteliberlassung wochentlich abgerechnet worden sei, sei nicht untblich.
Da der Bf. nur ein Rechnungslayout zu Gesicht bekommen habe, habe er auch nicht wissen
kénnen bzw. wissen missen, dass auch andere im Umlauf gewesen seien. Die Leistungen
obigen Unternehmens seien in den Leistungsblattern des Auftraggebers des Bf. enthalten. Die
Kontrolle der Subfirmenleistungen sei ausschlieRlich von den dortigen Vorarbeitern bzw.
Baustellenleitern erfolgt. Die Genehmigung der Leistungsblatter durch den Verlegeleiter sei
Voraussetzung fiir die Abrechnung des Auftraggebers. Damit sei auch gewahrleistet, dass die
beschriebene Leistung erfiillt worden sei. Die von der Betriebspriifung geforderten Nachweise
seien fur den Bf. somit unmoglich zu erbringen, weil er diese gar nicht haben kénne. Die
Aufforderung dazu sei rechtswidrig, da die Finanz vom Bf. Unterlagen verlange, die sie selbst
nicht einholen kénne, da nur die Auftraggeber des Bf. (iber diese verfiigten. Dass diese Firma
moglicherwiese missbrauchlich verwendet worden sei, sei fir den Bf. in keinster Weise
ersichtlich gewesen. Der Bf. hatte nie gedacht und hatte es auch weder ahnen kénnen noch
miussen, dass eine solche Vorgangsweise im Wirtschaftsleben stattfinden kdnnte. Der
gutglaubige und unbescholtene Bf. sei sich jedoch sicher gewesen, dass eine ordnungsgemalie
Geschaftsbeziehung stattgefunden habe. Es sei zudem auch ein Leistungsaustausch erfolgt und
die Rechnungen seien Zug um Zug bezahlt worden. Da der Bf. nur ein Rechnungslayout zu
Gesicht bekommen habe, habe er auch nicht wissen kdnnen bzw. wissen missen, dass andere
im Umlauf gewesen seien. Wenn andere Personen die Zahlungen entgegen genommen hatten,
seien diese aus Sicht des Bf. lediglich reine Hilfskrafte bzw. Bevollméchtigte des
Geschaftsfuhrers gewesen. Diese Personen habe der Bf. so weit wie moglich ebenfalls (bzw.
trotzdem) genannt. Als ihm jedoch Gefahren an Leib und Leben angedroht worden seien, habe
er dies einstellen missen. Eine Empfangernennung gemall § 162 BAO sei damit
unverschuldeter Weise tatsachlich unmoglich und somit rechtswidrig gewesen. Der Bf. sei wohl
das Opfer skrupelloser Geschaftsmacher. Den Bf. dafiir zu bestrafen und den durch ihn
tatsachlich geleisteten Aufwand zu streichen, sei absolut unbillig und existenzbedrohend. Es
werde daher beantragt, den tatsachlich erfolgten Aufwand entsprechend anzuerkennen und
notigenfalls selbst weitere Ermittlungen anzustellen.

***3H4* GmbH:

Direkt nach der erstmaligen Kontaktaufnahme zu dieser Firma habe sich der Bf. alle
notwendigen Unterlagen besorgt (Firmenbuchauszug, Passkopie des Geschéaftsfiihrers usw.).
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Die Leistungen obigen Unternehmens seien in den Leistungsblattern des Auftraggebers des Bf.
enthalten. Die Kontrolle der Subfirmenleistungen sei ausschlieBlich von den dortigen
Vorarbeitern bzw. Baustellenleitern erfolgt. Die Genehmigung der Leistungsblatter durch den
Verlegeleiter sei Voraussetzung fir die Abrechnung des Auftraggebers. Damit sei auch
gewadhrleistet, dass die beschriebene Leistung erfiillt worden sei. Die von der Betriebsprifung
geforderten Nachweise seien fiir den Bf. somit unmoglich zu erbringen, weil er diese gar nicht
haben konne. Die Aufforderung dazu sei rechtswidrig, da die Finanz vom Bf. Unterlagen
verlange, die sie selbst nicht einholen kdnne, da nur die Auftraggeber des Bf. liber diese
verfligten. Dass diese Firma moglicherwiese missbrauchlich verwendet worden sei, sei fiir den
Bf. in keinster Weise ersichtlich gewesen. Der Bf. hatte nie gedacht und hatte es auch weder
ahnen kénnen noch missen, dass eine solche Vorgangsweise im Wirtschaftsleben stattfinden
konnte. Der gutglaubige und unbescholtene Bf. sei sich jedoch sicher gewesen, dass eine
ordnungsgemaRe Geschaftsbeziehung stattgefunden habe. Es sei zudem auch ein
Leistungsaustausch erfolgt und die Rechnungen seien Zug um Zug bezahlt worden. Da der Bf.
nur ein Rechnungslayout zu Gesicht bekommen habe, habe er auch nicht wissen kénnen bzw.
wissen missen, dass andere im Umlauf gewesen seien. Wenn andere Personen die Zahlungen
entgegen genommen hatten, seien diese aus Sicht des Bf. lediglich reine Hilfskrafte bzw.
Bevollmachtigte des Geschaftsfiihrers gewesen. Diese Personen habe der Bf. so weit wie
moglich ebenfalls (bzw. trotzdem) genannt. Als ihm jedoch Gefahren an Leib und Leben
angedroht worden seien, habe er dies einstellen missen. Eine Empfangernennung gemal §
162 BAO sei damit unverschuldeter Weise tatsachlich unmaoglich und somit rechtswidrig
gewesen. Der Bf. sei wohl das Opfer skrupelloser Geschaftsmacher. Den Bf. dafiir zu bestrafen
und den durch ihn tatsachlich geleisteten Aufwand zu streichen, sei absolut unbillig und
existenzbedrohend. Es werde daher beantragt, den tatsachlich erfolgten Aufwand

entsprechend anzuerkennen und notigenfalls selbst weitere Ermittlungen anzustellen.
6. Abziehbare Vorsteuer

Die von der Firma ***1*** GmbH ausgestellten Rechnungen wiirden wohl ebenfalls eine fixe
FuRzeile mit dem Hinweis auf den Ubergang der Steuerschuld enthalten. Jede andere
Rechnung, die sodann mit Umsatzsteuer ausgestellt werde, enthalte folglich auch diese
Bezeichnung. Es sei daher davon auszugehen, dass wenn Umsatzsteuer ausgewiesen werde,
die Bezeichnung § 19 hinfallig sei, auch wenn dies vom Rechnungsaussteller nicht besonders

ordentlich bzw. sorgsam sei.

Dass auf den Rechnungen eine wie beim Hersteller verwendete handelsiibliche Bezeichnung
aufscheint sei nicht von Relevanz. Bei einem Kaufvertrag komme es auf lGibereinstimmende
Willenserklarungen an. Die Qualitat der Ware sei flir den Bf. in Ordnung gewesen, eine

20 von 30



Seite 21 von 30

genauere Bezeichnung sei fur ihn nicht notwendig gewesen, da es sich lediglich um
Hilfsmaterial gehandelt habe.

Da samtliche Rechnungen bar und Zug um Zug bezahlt worden seien, handele es sich beim
Zahldatum um das Lieferdatum. Dass sich die Adresse der Firma ***1*** GmbH
zwischenzeitlich gedndert habe sei unserem Mandanten nicht bekannt gewesen, hatte aber
auch keine Auswirkung auf die weitere Geschaftsbeziehung gehabt.

Unserem Mandanten - als Opfer schlecht ausgestellter Rechnungen - pauschal die gesamte
Vorsteuer zu streichen stehe in keiner Relation und ist unbillig. Wir beantragen daher
samtliche Rechnungen sowie den Vorsteuerabzug anzuerkennen.

Unserem Mandanten pauschal die gesamte Vorsteuer zu streichen stehe daher in keiner
Relation und sei unbillig. Wir beantragen daher samtliche Rechnungen anzuerkennen und den
Vorsteuerabzug anzuerkennen.

Dass auf den Rechnungen eine wie beim Hersteller verwendete handelsiibliche Bezeichnung
aufscheine sei nicht von Relevanz. Bei einem Kaufvertrag komme es auf tGbereinstimmende
Willenserklarungen an. Die Qualitat der Ware sei flir den Bf. in Ordnung gewesen, eine
genauere Bezeichnung sei nicht notwendig gewesen, da es sich lediglich um Hilfsmaterial
gehandelt habe.

Da samtliche Rechnungen bar und Zug um Zug bezahlt wurden handelt es sich beim Zahldatum
um das Lieferdatum. Lieferscheine - falls ausgestellt - sind nicht mehr auffindbar. Die Leistung
habe jedoch jedenfalls stattgefunden.

Unserem Mandanten pauschal die gesamte Vorsteuer zu streichen stehe daher in keiner
Relation und sei unbillig. Wir beantragen daher samtliche Rechnungen anzuerkennen und den
Vorsteuerabzug anzuerkennen.

Die von der Firma ***3*** GmbH ausgestellten Rechnungen wiirden wohl auch eine fixe
FuBzeile mit dem Hinweis auf den Ubergang der Steuerschuld entahlten. Jede andere
Rechnung, die sodann mit Umsatzsteuer ausgestellt werde, enthalte folglich auch diese
Bezeichnung. Es ist daher davon auszugehen, dass wenn Umsatzsteuer ausgewiesen werde, die
Bezeichnung § 19 hinfallig sei, auch wenn dies vom Rechnungsaussteller nicht besonders
ordentlich bzw. sorgsam sei.

Dass auf den Rechnungen eine wie beim Hersteller verwendete handelsiibliche Bezeichnung

aufscheine sei nicht von Relevanz. Bei einem Kaufvertrag komme es auf Gbereinstimmende
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Willenserklarungen an. Die Qualitat der Ware sei flir den Bf. in Ordnung gewesen, eine
genauere Bezeichnung sei fur ihn nicht notwendig gewesen, da es sich lediglich um
Hilfsmaterial gehandelt habe.

Lieferscheine - falls ausgestellt - seien nicht mehr auffindbar. Die Leistung habe jedoch
jedenfalls stattgefunden.

Unserem Mandanten - als Opfer schlecht ausgestellter Rechnungen - pauschal die gesamte
Vorsteuer zu streichen stehe in keiner Relation und sei unbillig. Wir beantragen daher
samtliche Rechnungen sowie den Vorsteuerabzug anzuerkennen.

Resiimee

Aus den Erklarungen gehe eindeutig hervor, dass der Bf. unwissentlich und unwillentlich zum
Spielball dubioser Geschaftsleute worden sei. lhm eine Mitschuld zu geben sei unbillig, da er
sogar mit Einsatz seines Lebens (und das seiner Familie!) versucht habe, die tatsachlichen
Hintermanner auszuforschen. Aufgrund der erstmaligen Selbstandigkeit unseres Mandanten
habe er anfanglich nicht erkennen kdénnen, dass seine Geschaftspartner nicht Gber die selbe
Ehrlichkeit verfligen wie er selbst.

Betreffend Empfangernennung gem. § 162 BAO werde nochmals darauf hingewiesen, dass
aufgrund der Gewaltandrohung gegen den Bf. eine unverschuldete tatsachliche Unmoglichkeit
vorliege die Empfanger (Hilfspersonen) namhaft zu machen. Das Verlangen der
Empfangernennung sei laut Literatur (Ritz) rechtswidrig, wenn der Auftrag - wie in diesem Fall -

unerfillbar sei. Die Fremdleistungen seien daher zwingend anzuerkennen.
4. Beschwerdevorentscheidung (BVE) vom 2. September 2014

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 2. September 2014 hat das Finanzamt die Beschwerde
gegen die im Spruch angefiihrten Bescheide abgewiesen und hierbei begriindend auf die im
Zusammenhang mit der Erfassung er Umsatzerl6se sowie der mangelhaften
Rechnungsgestaltung getroffenen Feststellungen verweisen.

5. Vorlageantrag vom 26. September 2014

In dem gegen obige BVE m eingebrachten Vorlageantrag vom 26. September 2014 hat der Bf. -
Folgendes vorgebracht:

Dass sich im Akt der Finanzverwaltung nicht unterschriebene Subunternehmervereinbarungen
befinden, kdnne vermutlich nur auf einen Ubermittlungsfehler zuriickzufiihren sein. Die
unterschriebenen Vereinbarungen von der ***4*** GmbH und von der ***10*** GmbH
wirden daher dem gegenstandlichen Schriftsatz als Beilage angeschlossen.
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Rechnungen seien immer mit fortlaufenden Nummern versehen und vollstandig erfasst
worden. Mangels eines Fakturenprogrammes sei es anfangs zu einem Fehler bei der
Nummerierung gekommen, der umgehend nach Kenntnisnahme korrigiert worden sei. Es sei
aber deswegen zu keiner Abgabenverkiirzung gekommen.

Infolgedessen sei die Annahme, dass zusatzliche Leistungen an Privatpersonen erfolgt seien
nicht nachweisbar. Darliber hinaus waren solche Geschafte im engen Zeitplan der Firma auch
nicht realisierbar gewesen. Es sei vielmehr eine blofe Annahme seitens der Finanz und
mangels fehlender Beweise nicht zuldssig.

Gewisse Arbeitnehmer seien tatsdchlich am gleichen Tag auf mehreren Baustellen beschaftigt.
Das hange allein von den Arbeitsablaufen und von der Qualifikation der Arbeitnehmer ab.
Gegenteilige Behauptungen durch die Finanz seien daher entschieden zuriickzuweisen.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:
1. Streitgegenstand

Vor dem Hintergrund des an obiger Stelle dargelegten Verwaltungsgeschehen steht sowohl die
Schatzungsbefugnis betreffend die Umsatze des Jahres 2010 inklusive der Besteuerung des
»Fehlbetrages” mit 20 % sowie der Erlose fir die Jahre 2010 bis 2012 unter Ansatz des
ebenfalls per Kalkulation ermittelten Personalaufwandes, als auch die RechtmaRigkeit der fir
das Jahr 2012 erfolgte Kiirzung der Vorsteuern auf dem Priifstand des
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens.

2. Rechtliche Wiirdigung
2.1. Rechtsgrundlagen

Gemal § 184 Abs. 1 BAO hat die Abgabenbehdrde, soweit sie die Grundlagen fiir die
Abgabenerhebung nicht ermitteln oder berechnen kann, diese zu schatzen, wobei alle
Umstande zu berticksichtigen sind, die fiir die Schatzung von Bedeutung sind.

In diesem Zusammenhang normiert der zweite Absatz leg. cit., dass insbesondere dann zu
schatzen ist, wenn der Abgabenpflichtige iber seine Angaben keine ausreichenden
Aufklarungen zu geben vermag oder weitere Auskunft Giber Umstdnde verweigert die fir die
Ermittlung der Grundlagen (Abs. 1) wesentlich sind.

Fihrt nach § 11 Abs. 1 UStG 1994 der Unternehmer Umséatze im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 aus, so
ist er berechtigt und, soweit er die Umsatze an einen anderen Unternehmer fiir dessen
Unternehmen oder an eine juristische Person ausfiihrt, auf Verlangen des anderen verpflichtet,
Rechnungen auszustellen.
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Nach dem flinften Satz leg. cit. in der auf den Fall anwendbaren Fassung miissen (zum
Vorsteuerabzug nach § 12 leg. cit. berechtigende Rechnungen) — soweit in den nachfolgenden
Absatzen nichts anderes bestimmt ist - die folgenden Angaben enthalten:

1. den Namen und die Anschrift des liefernden oder leistenden Unternehmers;

2. den Namen und die Anschrift des Abnehmers der Lieferung oder des Empfangers der
sonstigen Leistung;

3. die Menge und die handelsiibliche Bezeichnung des gelieferten Gegenstandes oder die Art
und den Umfang der sonstigen Leistung;

4. den Tag der Lieferung oder der sonstigen Leistung oder den Zeitraum tber den sich die
sonstige Leistung erstreckt.

5. das Entgelt fur die Lieferung oder sonstige Leistung (§ 4) und den anzuwendenden
Steuersatz, im Falle einer Steuerbefreiung einen Hinweis, dass fiir diese Lieferung oder
sonstige Leistung eine Steuerbefreiung gibt;

6. den auf das Entgelt (Z 5) entfallenden Steuerbetrag
2.2 Rechtliche Beurteilung
2.2.1. Schatzungsberechtigung dem Grunde und der H6he nach

Einleitend ist anzufiihren, dass im Falle der Zuldssigkeit der Schatzung, die Wahl der
anzuwendenden Schatzungsmethode der Abgabenbehdrde im Allgemeinen freisteht, mit der
Mallgabe, dass das Schatzungsverfahren einwandfrei abgefihrt werden muss, die zum
Schatzungsergebnis fiihrenden Gedankengange schliissig und folgerichtig sein miissen und das
Ergebnis, das in der Feststellung der Besteuerungsgrundlagen besteht, mit der
Lebenserfahrung im Einklang stehen muss. Das gewahlte Verfahren muss stets auf das Ziel
gerichtet sein, diejenigen Besteuerungsgrundlagen zu ermitteln, welche die grote
Wahrscheinlichkeit der Richtigkeit fir sich haben. Hierbei muss die Behdrde im Rahmen des
Schatzungsverfahrens auf alle vom Abgabepflichtigen substantiiert vorgetragenen, fiir die
Schatzung relevanten Behauptungen eingehen (vgl. bspw. VWGH 27.01.2016, 2012/13/0068).

Nach dem Dafilirhalten des Verwaltungsgerichts obwalten - ausgehend von dem an oberer
Stelle dargelegten Verwaltungsgeschehen und aus den an untere Stelle zu den einzelnen
Positionen noch explizit darzulegenden Griinden- an der Schatzungsberechtigung sowohl dem
Grunde sowie der Hohe nach keine Bedenken.

Was nun die Schlissigkeit der Schatzung der Bemessungsgrundlagen bezogen auf die einzelnen
»Streitpositionen” anlangt, sieht sich das BFG zu nachstehenden Ausfiihrungen veranlasst:
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2.2.1.1. Hinzurechnungen Umsatzsteuer 2010

In Ansehung der im Bp. Bericht explizit aufgezeigten — schlussendlich in eine
Schatzungsberechtigung miindenden - ,,UnregelmaRigkeiten” betreffend nicht gedeckter
Lebenshaltungskosten, Umsatzdifferenzen sowie jener, Erlosdifferenzen hervorrufender
Fremdleistungen vermag das BFG in der von der Priiferin zwecks Ermittlung der
kalkulatorischen Umsatze im Ausmalf’ von 145.400,00 € angezogenen Berechnung
[(Stundenanzahl laut Bautageberichte unter Beriicksichtigung der zur Sozialversicherung
angemeldeten Arbeiter x weiterverrechneter Durchschnittstundenpreis von 25,00 €)] keine
Rechtswidrigkeit zu erblicken.

Der Einwand, wonach die , fehlerhafte” Rechnungsgestaltungen rein in der Unerfahrenheit des
Bf., ob dessen erstmaliger Entfaltung einer unternehmerischen Tatigkeit begriindet gelegen
sei, ist seitens des BFG insoweit eine Absage zu erteilen, als der Bf.- als Ausfluss der Tragung
des Unternehmerrisikos - fir die OrdnungsmaRigkeit des Rechenwerks Sorge zu tragen hat, mit
anderen Worten dieser somit auch als Adressat der mit UnregelmaRigkeit einhergehenden
Folgen wie beispielsweise der Ergebnisse einer kalkulatorischen Verprobung fungiert.

In diesem Zusammenhang vermag des BFG auch in der Behandlung der der umsatzsteuerlichen
Hinzurechnungen von 55.600,00 € als unter den Normalsteuersatz von 20 % fallende Entgelte
keine Rechtswidrigkeit zu erblicken, da — ungeachtet der durchaus mit der allgemeinen
Lebenserfahrung korrelierender Tatsache, wonach zu Beginn einer Tatigkeit auch
Endverbraucher als Leistungsempfanger in Betracht kommen -, der Bf. als ,Urheber” des
Schatzungsverfahren, die Beweisflihrung der ausschlief3lichen Qualifikation der ,Fehlumsatze”
als gemaR § 19 Abs. 1 a UStG 1994 zur Ubergang der Steuerschuld auf den unternehmerischen
Leistungsempfanger fihrende Bauleistungen samt und sonders schuldig geblieben ist.

Sohin kommt der Beschwerde in diesem Punkt keine Berechtigung zu.
2.2.1.2. Anerkennung der Fremdleistungen durch Subunternehmer

Unstrittig ist, dass der Bf. gegenliber seinen Auftraggebern Leistungen erbracht hat. Ebenfalls
(auch vom Bf.) nicht bestritten wird, dass der Bf. diese Leistungen mit seinen eigenen (zur
Sozialversicherung angemeldeten) Arbeitnehmern nicht bewaltigt haben konnte.

Zu den Bautagesberichten hat das Finanzamt (Betriebspriifung) festgestellt, dass diese mit
diversen Mangeln behaftet seien und damit keinen verlasslichen Aufschluss dariiber geben
konnten, welche Arbeiter wann auf welchen Baustellen (tatsachlich) welche Arbeiten
durchgefihrt hatten. In diesem Zusammenhang hat der Bf. versucht zu erklaren, wie es zu
diesen Mangeln gekommen ist. Diese Erklarungsversuche dndern aber nichts an der Tatsache,
dass die Bautagesberichte damit als Nachweis dafiir, wann von wem wo welche Arbeiten
durchgefihrt worden sind, ausscheiden und damit auch nicht geeignet sind, die Differenz
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zwischen den vom Bf. in Rechnung gestellten Leistungen (Arbeitsstunden) und den von den
eigenen (zur Sozialversicherung angemeldeten) Arbeitnehmern erbrachten Leistungen
(Arbeitsstunden) aufzuklaren.

Betreffend der sog. Subfirmen ("Fremdleistern") ist das Finanzamt zu dem Ergebnis gelangt,
dass diese Firmen nur auf dem Papier existiert, aber keine tatsachliche Geschaftstatigkeit
entfaltet hatten (sog. Scheinfirmen). So hat das Finanzamt zu den sog. Subfirmen festgestellt,
dass vorgeblich Barzahlungen erfolgt sein sollen, die Barzahlungsbelege jedoch nicht
unterschrieben worden seien (***4*** GmbH) bzw. eine unleserliche (***5*** GmbH,
*¥EX10%** GmbH, ***11*** GmbH, ***3*** GmbH) und/oder mit der Musterzeichnung im
Firmenbuch nicht (ibereinstimmende Unterschrift enthielten (***7*** GmbH, ***10***
GmbH, ***3*** GmbH) und der Bf. die Namen der Personen, die die Barzahlungen vorgeblich
entgegengenommen haben sollen, nicht nennen habe kénnen (***5*** GmbH, GmbH,
KIKTEEE GmbH, ***3*** GmbH, ***10*** GmbH), an einer Firmenadresse lediglich ein
virtuelles Biro existiert habe und der Geschaftsfiihrer nicht gemeldet und unbekannt gewesen
sei (¥***4*** GmbH). Weiters hat das Finanzamt festgestellt, dass samtliche mit den sog.
Subfirmen abgeschlossenen Subunternehmervereinbarungen (ganz allgemein nur) fiir "Diverse
Bauvorhaben" oder "Diverse Baustellen in ***9*** ynd Umgebung" abgeschlossen worden
seien und eine unleserliche und/oder eine mit der Musterzeichnung im Firmenbuch nicht
Ubereinstimmende Unterschrift enthielten und dass die vom Bf. vorgelegten Rechnungen im
Rechnungswesen der sog. Subfirmen nicht enthalten seien.

In Ansehung obiger Ausfiihrungen hat die Abgabenbehorde eine Leistungserbringung durch die
sog. Subfirmen sowohl dem Grunde als auch in Hohe der im Rechenwerke des Bf. als
Fremdleistungen verzeichneten Aufwandes vollig rechtens ausgeschlossen und damit auch,
dass die Differenz zwischen den vom Bf. in Rechnung gestellten Leistungen (Arbeitsstunden)
und den von den eigenen (zur Sozialversicherung angemeldeten) Arbeitnehmern erbrachten
Leistungen (Arbeitsstunden) von den sog. Subfirmen bzw. deren Arbeitnehmern erbracht
worden seien. Diesen Feststellungen hat der Bf. (in seiner Beschwerde) - gleichlautend fur
samtliche sog. Subfirmen - entgegengehalten, dass er sich samtliche die sog. Subfirmen
betreffende Unterlagen (Firmenbuchauszug, Passkopie des Geschaftsfihrers) besorgt habe,
dass die Leistungen der sog. Subfirmen in den Leistungsblattern seiner eigenen Auftraggeber
enthalten seien und die Kontrolle der Leistungen der sog. Subfirmen ausschliellich von
Vorarbeitern seiner (eigenen) Auftraggeber erfolgt sei. Nachweise wie von der Betriebspriifung
gefordert - dass die sog. Subfirmen fiir den Bf. auch tatsachlich tatig geworden seien, welches
Personal der sog. Subfirmen wann auf welcher Baustelle des Bf. gearbeitet habe - habe er
somit nicht erbringen kdnnen, weil er diese gar nicht gehabt habe. Die
Subunternehmervereinbarungen seien aus Griinden der Vereinfachung (nur) fur "Diverse
Bauvorhaben" bzw. fiir "Diverse Baustellen in ***9*** ynd Umgebung" abgeschlossen
worden. Dass die sog. Subfirmen moglicherweise missbrauchlich verwendet worden seien, sei
fir den Bf. in keinster Weise ersichtlich gewesen und er habe eine solche Vorgangsweise im
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Wirtschaftsleben nicht fiir moglich gehalten. Die Zahlungsempfanger habe er so weit wie
moglich genannt, als ihm jedoch Gefahren an Leib und Leben angedroht worden seien, habe er
dies einstellen miissen, sodass eine Empfangernennung nach § 162 BAO in unverschuldeter
Weise tatsachlich unmoglich und somit rechtswidrig sei.

Dazu ist Folgendes auszufiihren:

Dem Einwand des Bf., dass er sich alle notwendigen Unterlagen der sog. Subfirmen, wie
Firmenbuchauszug und Passkopie des Geschaftsfiihrers, besorgt habe, wird entgegengehalten,
dass das Vorhandensein eines Firmenbuchauszuges und einer Passkopie (des Geschaftsfihrers)
keinen Aufschluss dariber gibt, ob die sog. Subfirmen auch tatsachlich fiir den Bf. tatig
geworden sind. Der Feststellung des Finanzamtes, dass in den Aufzeichnungen des Bf. (zB in
den Bautagesberichten) keine Hinweise dafiir, dass die sog. Subfirmen fir den Bf. tatsachlich
tatig geworden seien, vorgefunden worden seien, hat der Bf. entgegengehalten, dass die
Leistungen der sog. Subfirmen in den Leistungsblattern seiner eigenen Auftraggeber enthalten
seien, deren Vorarbeiter die Arbeiten der sog. Subfirmen vorgeblich auch kontrolliert haben
sollen. Dem wird entgegengehalten, dass in den Subunternehmervereinbarungen der Bf. und
nicht dessen (eigenen) Auftraggeber als Vertragspartner der sog. Subfirmen aufscheint, sodass
- sollten die sog. Subfirmen auch tatsachlich fiir den Bf. tatig geworden sein - es ausschliefilich
Sache des Bf. gewesen ware, die Tatigkeit der sog. Subfirmen (zB in Form von
Bautagesberichten) zu erfassen und zu kontrollieren. Davon abgesehen bliebe in diesem
Zusammenhang auch die Frage offen, an Hand welcher Aufzeichnungen der Bf. den
Rechnungsbetrag, den er an die sog. Subfirmen vorgeblich ausbezahlt haben will, ermittelt
haben will, zumal auch die mit den sog. Subfirmen abgeschlossenen Vereinbarungen keinen
konkreten Leistungsumfang enthalten. Auch mit seiner Behauptung, dass vorgeblich seine
eigenen Auftraggeber die Tatigkeiten der sog. Subfirmen erfasst und kontrolliert hatten,
konnte der Bf. daher nicht glaubhaft machen, dass die sog. Subfirmen tatsachlich fir ihn tatig
geworden sind. Wie bereits ausgefihrt wurde, wurden die Subunternehmervereinbarungen
(nur) fir "Diverse Bauvorhaben" oder "Diverse Baustellen in ***9*** ynd Umgebung"
abgeschlossen. Aus diesen Vereinbarungen geht daher ebenso wenig hervor, ob tatsachlich -
und wenn ja: wann und wo - fiir den Bf. Leistungen erbracht worden sind. Der Bf. hat dazu
(nur) ausgefihrt, dass diese Vorgehensweise aus "Vereinfachungsgriinden" gewahlt worden
sei, ohne (konkret) darzulegen, worin denn diese Vereinfachung bestanden haben soll. Auch
fir das Bundesfinanzgericht ist nicht erkennbar, worin bei Vereinbarungen wie den hier
vorliegenden - so denn solche unter (ordentlichen) Kaufleuten iberhaupt abgeschlossen
wirden -, denen weder ein konkreter Leistungsumfang zu entnehmen ist und aus denen
ebenso wenig hervorgeht, wann bzw. bis zu welchem Zeitpunkt Leistungen zu erbringen sind,
insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Gewahrleistung die vom Bf. behauptete
"Vereinfachung" gelegen sein konnte. Diese Subunternehmervereinbarungen sind daher
ebenfalls nicht geeignet, ein tatsachliches Tatigwerden der sog. Subfirmen (in einem konkreten
zeitlichen Rahmen, an einem bestimmten Ort und in einem bestimmten Umfang) glaubhaft zu
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machen. Zu den vorgeblichen Barzahlungen des Bf. an die sog. Subfirmen: Wenn sich der Bf.
auf die in "modernen Zeiten" liblichen Gepflogenheiten beruft, wonach die Kommunikation
nicht (zwingend) Uber ein Biiro sondern {iber ein Smartphone ablaufe, so ist dem
entgegenzuhalten, dass eine Bezahlung mittels Bankiiberweisung eher den Usancen der
"modernen Zeit" entspricht als Barzahlungen (auf der Baustelle). Aber selbst unter der
Annahme, der Bf. habe tatsachlich Barzahlungen getatigt, so hat der Bf. nicht einmal
behauptet, dass er sich - auf welche Art und Weise auch immer - davon liberzeugt habe, dass
die betreffenden Hilfskrafte tatsachlich den (Geschaftsfiihrern der) sog. Subfirmen
zuzurechnen seien. Auch mit seiner Behauptung, auf den Baustellen Barzahlungen an
"Hilfskrafte" (der Geschaftsfiihrer) der sog. Subfirmen getatigt zu haben, ist es dem Bf. nicht
gelungen glaubhaft zu machen, dass die sog. Subfirmen tatsachlich fiir ihn tatig geworden sind.

Der im Beschwerdeschriftsatz wiederholt erhobene Vorwurf, dass dem Bf. ob
Gewaltandrohungen letztendlich unmdéglich gewesen sei, einer Empfangernennung nach § 162
BAO Rechnung tragen zu kénnen, geht angesichts der Tatsache, dass das Ergehen einer
derartigen abgabenbehérdlichen Aufforderung liberhaupt nicht aktenkundig ist, ebenfalls ins
Leere.

Da es fiir die Annahme, dass die sog. Subfirmen tatsachlich fur den Bf. tatig geworden sind,
keine Anhaltspunkte gibt und auch die Bautagesberichte als Nachweis dafiir, wann von wem
welche Arbeiten durchgefiihrt worden sind, ausscheiden, hat das Finanzamt zu Recht die
geltend gemachten Fremdleistungen im AusmalR der in Tz. 4 des Berichtes dargelegten Betrage
gekurzt, weswegen summa summarum dem Rechtsmittel auch in diesem Punkt eine Absage zu

erteilen war.
2.2.1.3. RechtmaRBigkeit des kalkulatorisch ermittelten Personalaufwands

Seiner Beschwerde hat der Bf. die Ausgangsrechnungen des Jahres 2010 angeschlossen. Unter
diesen 38 Rechnungen befinden sich nur drei Rechnungen (Rechnungen Nr. 11, 13, 38), in
denen nicht nach Stunden abgerechnet wurde. In den Gbrigen 35 Rechnungen hat der Bf.
seinen Auftraggebern jeweils eine bestimmte Anzahl von Stunden zu einem Stundensatz von
25,00 € (RechnungenNr. 1, 3,4,5,6, 7, 8,9, 10), 26,00 € (Rechnungen Nr. 2), 27,00 €
(Rechnung Nr. 12, 16, 17, 18, 22, 23, 24, 25, 27, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 34, 35, 36, 37) und 30,00
€ (Rechnung Nr. 14, 15, 19, 20, 21, 33) in Rechnung gestellt. Das Finanzamt hat daher zu Recht
ausgehend vom Gesamtumsatz unter Zugrundelegung eines Stundensatzes von 25,00 € (2010)
bzw. 27,00 € (2011 und 2012) die fiir die Durchfiihrung der Arbeiten erforderliche
Gesamtstundenanzahl berechnet und davon die Stundenanzahl, die von den eigenen (zur
Sozialversicherung angemeldeten) Arbeitnehmern des Bf. erbracht worden ist in Abzug
gebracht, den sich daraus ergebenden Differenzbetrag (= "fehlende Stunden") mit 12,00 € (=
Stundenlohn) multipliziert und so den zuséatzlichen Lohnaufwand fiir die Kalenderjahre 2010-
2012 berechnet. Den Ansatz eines Stundenlohnes von 12,00 € hat das Finanzamt damit
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begriindet, dass dieser Betrag den Kontrollorganen der Finanzpolizei von den auf den
Baustellen angetroffenen Arbeitnehmern genannt worden sei.

Der Vollstandigkeit halber ist anzumerken, dass der Bf. mit seinem Einwand, dass es sich dabei
um den Bruttolohn gehandelt habe, im Ergebnis geradezu bestatigt hat, 12,00 € als
Stundenlohn ausbezahlt zu haben.

Zusammenfassend war somit seitens des Verwaltungsgerichtes den in Tz. 5 des Berichtes
ausgewiesenen Werten, auf welche der Bf. - schon zwecks Vermeidung von Wiederholungen
verwiesen wird -, ebenfalls nicht erfolgreich entgegenzutreten.

2.2.4. Kiirzung der Vorsteuern betreffend Umsatzsteuer fiir das Jahr 2012

Ausgehend von der unter Punkt 2.1. dargestellten Gesetzesdiktion ist einleitend festzuhalten,
dass dasinZ 3 des § 11 Abs. 1 UStG 1994 angezogene — von der Priiferin in allen, vom BFG fir
das Jahr 2012 zu beurteilenden Fallen beanstandete - Rechnungsmerkmal der handelsiiblichen
Bezeichnung des Liefergegenstandes eine zwingend zu erfiillende Voraussetzung fiir die
Berechtigung zum Vorsteuerabzug bildet.

Insoweit stellen bloRe Sammelbegriffe oder Gattungsbezeichnungen, wie beispielsweise
Speisen, Getrdanke, Lebensmittel, Textil-, Reinigungs- und Putzmittel, Bliromaterial,
Eisenwaren, Bekleidung, Fachliteratur, Wasche, Werkzeuge usw., keine handelstibliche
Bezeichnung dar und reichen daher nicht aus, um von einer zum Vorsteuerabzug
berechtigenden Rechnung im Sinne des § 11 UStG 1994 sprechen zu kénnen.

Es bedarf in derartigen Fallen einer den tatsachlichen Gegebenheiten entsprechenden
Ergdanzung der Rechnung durch den Lieferer.

In diesem Zusammenhang ist der im Beschwerdeverfahren vorgebrachte Einwand, dass nach
dem Daflrhalten des Bf. die exakte Auszeichnungspflicht des Liefergegenstandes durch
Lieferanten, ob dessen Verwendung als Hilfsmaterial irrelevant sei, nicht von Belang, da dieser
- rein auf subjektiven Elementen aufbauend -, eine gesetzlich zwingend objektiv zu erfillende

Voraussetzung nicht zu ersetzen vermag.

Nach Auffassung des Verwaltungsgerichtes bieten dariiber hinaus die — im Ubrigen seitens des
Bf. unwidersprochen gebliebenen - Feststellungen betreffend die (tatsachliche)
Geschaftsadresse des liefernden Unternehmers, die mangelnde Nachweisfiihrung der
tatsichlichen Ubergabe des Liefergegenstandes bzw. die exakte Benennung des Lieferortes
weitere Grundlagen der rechtmaRigen Versagung des Vorsteuerabzuges.

In Ansehung vorstehender Ausfliihrungen erfolgten die in Tz. 3 des Berichtes explizit
dargestellte Vorsteuerkiirzungen fir das Jahr 2012 vollig rechtens und war daher seitens des
BFG dem auf Gewahrung der Vorsteuern abzielenden Rechtsmitteantrag nicht ndher zu treten.
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Zusammenfassend war daher wie im Spruch zu befinden.
Zuldssigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Eine derartige Rechtsfrage liegt
nicht vor, da - in freier Wiirdigung des Sachverhaltes - sowohl die Schatzungsberechtigung als
auch die Kiirzungen der Vorsteuern direkt auf den gesetzlichen Bestimmungen der BAO bzw.
jener des UStG 1994 basieren.

Wien, am 27. Janner 2022

30 von 30



	Entscheidungsgründe

